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Lmtlicber Teil.
Lrstattung der Ikspttslertragsteuer .

** Da es Kleinrentnern noch vielfach uichekannt war , daß
Anträge auf Erstattung der Kapitalertragssteuer für die im
Hahre 18 2 0 bezogenen Kapitalerträge bis spätestens 31 . De-
ember 1921 gestellt sein mutzten, wenn sie Erfolg haben
vllten, hat sich das Reichsfinanzministerium zur Vermeidung
>on Härten im Einzelfalle damit einverstanden erklärt , datz
eiche Anträge von den Finanzämtern nicht als verspätet Zu-
ückgewiesen werden, wenn der Antrag spätestens bis

- um 30. September 1922 gestellt wird.
Es empfiehlt sich deshalb, datz Abgabepflichtige, die mit

inem solchen Antrag vom zuständigen Finanzamt abgewiesen
vorden find, weil er verspätet erhoben worden ist, ihn alsbald
viederholen und datz solche Abgabepflichtige, die einen entspre¬
chenden Antrag nicht gestellt haben, weil sie von dritter Seite
rfahren haben, datz er doch als verspätet abgewiesen werde,

chn alsbald nachträglich stellen.

Sie IKeise durcb den polnischen Irorridor
** Wie aus Marienburg mitgeteilt wird , kommen dort häu¬

fig mit dem „Korridor -Zuge" Reisende aus dem Innern
Deutschlands an , die nach Danzig reisen wollen, ohne mit den
mzu erforderlichen Reisepapieren versehen zu sein.

ES sei deshalb erneut darauf hingewiesen, datz der „Frei
.aat Danzig " Ausland im Sinne der Patzvorschriften ist und

oatz Deutsche, die in den deutschen Gebieten westlich des Kor¬
ridors ihren Wohnsitz haben, bei Reisen nach Danzig im Be-
, ctz eines ordnungsmäßigen Auslandspasses , eines deutschen
Sichtvermerks und, sofern sie polnische Bahnen benutzen wol¬
len, außerdem eines polnischen Durchreisesichtvermerkes (durch
oen Korridor ) sein muffen.

DoUtiscke Neuigkeiten .
Das urepsrationspro blemimIkeicbkabmett

Die Reichsregierung - nahm am 13. den Bericht des Staats¬
sekretärs a . D . Bergmann über die Verhandlunggen des Au-
leiheksmiteeS in Paris entgegen . Einmütig kam das Bedauern
darüber zum Ausdruck , daß das Anleihekomitee sich infolge der
pugenblicklichen politischen Verhältnisse genötigt sah, seine Ar¬
beit vorläufig zu vertage«. Es wurde aber befriedigt davon
Kenntnis genommen, datz der Bericht des Komitees wichtige
Hinweise für die praktische Lösung des Reparationsproblems
gibt. Von besonderer Bedeutung ist es nach der Auffassung
des Kabinetts , datz das Komitee sich ausdrücklichbereit erklärte ,
zwecks Beratung der Reparationsanleihe wieder zusammen¬
zutreten , sobald die gegenwärtigen Hindernifle beseitigt sind
und datz das Komitee die finanziellen Verhältnisse der wichtig¬
sten Weltmärkte für die Ausgabe solcher Anleihen zurzeit gün -
stiger beurteilt als zuvor. Die deutsche Regierung wird im
Interesse der Festigung der deutschen Wirtschaftslage und des
deutschen Kredsts nach wie vor alles tun , um die Reichsfinan-
zen auf eine gesunde Grundlage zu stellen und der Vermeh¬
rung der schwebenden Schulden entgegenzuwirken , soweit dies
unter den jetzt geschaffenen erschwerten Verhältnissen möglich
ist. In den bevorstehenden Verhandlungen mit dem Garan¬
tiekomitee wird Gelegenheit geboten sein, der Reparationskom -
mission die nötigen Aufschlüsse hierüber zu geben. De Zahlung
der am 15. Juni fälligen Monatsrate von 50 Millionen Gold¬
mark für die Reparationskommission ist, wie bereits gemeldet,
angewiesen worden. Bis zur Wiederaufnahme der Anleihever¬
handlungen wird die Regierung ihre Aufgabe darin sehen»
den einschneidenden Veränderungen der lVjalutaverhältniffe
Vvrzubeugen, und wird deshalb, falls die Entwicklung der
Dinge es etwa erforderlich machen sollte, mit der Reparatious -
kommission ins Benehmen treten , um durch eine vorläufige
Verständigung über die weiteren Zahlungen die ungünstige
Entwicklung des Markkurses zu verhüten .

Die neue Note der IKeparations-
Kommission.

Die ReparationSkommisfion hat der deutschen Kriegslasterr -
kommisfion die bereits angekündigte Note überrreicht , die die
Regelung der in dem Memorandum vom 31 . Mai offen ge¬
lassenen Wünsche zum Gegenstand hat . Die neue Note kün¬
digt laut „Frkf. Ztg .

" an, datz das Garantiekomitee demnächst
in Verhandlungen mit der deutschen Regierung über folgende
Punkte treten werde : 1 . Kontrolle der Einnahmen und Aus¬
gaben des Reiches, 2. Kapitalflucht ins Ausland , 3. Regelung
der deutschen Statistik . Daneben aber bedürften noch eine
Reihe anderer Fragen der Klärung . Diese werden in der
Note der Reparationskommission im einzelnen behandelt .

In der Frage der Zwangsauleihe nimmt die Reparations¬
kommission Kenntnis von den Erklärungen in der letzten Note
des Reichskanzlers, datz alle Vorbereitungen getroffen seien,
daß bis zum 1 . Januar 1923 auf diesem Wege 40 Milliarden
effektiv aufgebraucht würden . In der Frage des Betriebs -
heflzitS J >er öffentlichen Betriebe macht die Kommission darauf
aufmerksam , datz der ihr überreichte Budgetentwurf keinerlei
Einnahmeerhöhungen aufweise, um die Fehlbeträge zu decken.
Die letzte Note des Reichskanzlers kündige zwar die Aufhebung
her bisher für die öffentlichen Betriebe auSgeworfenen Sub¬
ventionen an , es sei aber nichts darüber gesagt, auf welche
Weise die Reichsregierung den außerordentlichen Ausgaben
dieser Betriebe , die sich auf 16,9 Milliarden für die Eisenbahn ,und 2,5 Milliarden für die Post beliefen , gerecht zu werden

gedenke . Die Reparationskommission erwartet hier präzise
VorscUäge.

Über die Autonomie der Reichsbank wird gesagt : Die Repa -
rationSkommission erkenne an , datz durch das Gesetz vom 25 .
Mai die Regierung auf das Recht verzichtet habe, direkt auf
die Geschäftsführung der Reichsbank einzuwirken, wozu sie
nach dem Gesetz vom Jahre 1875 berechtigt gewesen sei. Um
aber der Reichsbank völlige Unabhängigkeit zu sichern , müffe
nicht allein die Unabhängigkeit der Institution gesichert , son¬
dern auch eine Unabhängigkeit des Personals geschaffen wer¬
den . Der Kommission sei bekannt, datz die Befugnisse der
Reichsregierung bei der Ernennung des Präsidenten und der
Mitglieder des Aufsichtsrates sich auf ein Veto beschränkten
und datz im übrigen die Aktionäre beziehungsweise ihre Ver¬
treter volle Freiheit in der Wahl ihrer Beamten hätten . Sie
lege grossen Wert auf diese Bestimmung und würde es sogar
vorziehen, wenn das Vetorecht sich lediglich auf die Wahl des
Präsidenten beschränken würde. Sie sei ausserdem der Ansicht ,
dass der Präsident stets aus den Reihen der Aufsichtsratsmit¬
glieder gewählt werden sollte . In dieser Hinsicht seien die Be¬
stimmungen des neuen Gesetzes nicht ganz klar . Die Kommis¬
sion wünsche von der Reichsregierung die Zusicherung zu er¬
halten , dass diese Bestimmungen in der von ihr angekündigten
Weise angewandt würden . Sie wünsche ferner , dass die Frage
der Honorierung der Beamten der Reichsbank ausschliesslich
den Vertretern der Aktionäre überlassen bleibe. Die Kommis¬
sion verlange nicht , daß diese Punkte sofort durch ein neues
Gesetz geregelt würden, wenn die deutsche Ragierung sich ver¬
pflichte , die Wünsche der Kommission auf dem Berwaltuugs -
wege zu erfüllen ; sie behalte sich aber das Recht vor, gegebenen¬
falls Regelung auf gesetzgeberischem Wege zu verlangen . Die
Unabhängigkeit der Reichsbank könne aber , selbst wenn sie in
der von der Reparationskommifiion gewünschten Weise durch¬
geführt werde, nur dann von praktischem Nutzen für die Auf¬
rechterhaltung des Kredits und der Währung Deutschlands
fein, wenn effektiv erreicht werde, daß die Reichsbank nur aus
Grund der Prinzipien einer gesunden Bankpolitik Vorschüsse
an die Reichsregierung gewähre. Solange aber die Reichsbank
in der Lage sei, auf Grund der ihr übergebenen Schatzbons
Papiergeld auszugeben , könne man sich in dieser Hinsicht we¬
nig verspechen .

Die Kommission erkennt an , daß jede Einschränkung des Pa¬
piergeldumlaufs davon abhänge, daß öffentliche Ausgaben in
wirklichen , aus Steuern und inneren Anleihen herrührenden
Einnahmen ihre Deckung fänden mit Ausschluss der Methode
der direkt oder indirekt von der Reichsbank diskontierten Schatz¬
anweisungen . Sie bestreitet nicht , datz es gegenwärtig versäht
wäre , die Beschränkung der Papiergeldausgabe , wie sie im
Gesetz von 1875 vorgesehen gewesen uyd seit 1914 aufgehoben
sei, wieder herzustellen, ohne vorher die Finanzen des Reiches
in Ordnung gebracht zu haben, aber sie sei der Ansicht , datz
die deutsche Ragierung schon jetzt alle Maßnahmen vorbereiten
müsse , die sich später als notwendig erweisen würden , um eine
vernünftige Beschränkung des Emissionsrechtes durchführen zu
können. Wenn dies nicht geschehe, so sei zu befürchten, daß die
Opfer , die gegenwärtig vom Deutschen Reich verlangt würden ,
um das Anwachsen seiner schwebenden Schuld zu verhindern ,
das erhoffte Ziel verfehle« würden.

Der Beginn der Konferenz im Dang .
Aus Anlatz /der Eröffnung der Haager Konferenz begrüßte

der niederländische Minister des Äußern, v. Karnebeek, die
Teilnehmer im Namen der niederländischen Regierung in
einer Ansprache, in der er das Ziel der Konferenz in Erinne¬
rung brachte. Die niederländische Regierung habe den Vor¬
schlag angenommen, die in Genua nicht zur Entscheidung ge¬
langten Probleme vorzubereite«. Sie sei der Meinung , datz es
sehr vorteilhaft sein könne , aufs neue zu versuchen, das Pro¬
blem der Wiederaufrichtung Rußlands und des Wiederaus -
baues des Friedens auf einer gemeinsamen Grundlage zu lö¬
sen . Die niederländische Regierung habe es als ihre Pflicht
betrachtet, ihrer Tradition getreu , sich mit allen Kräften in
den Dienst dieser Sache zu stellen . Bon Kornebeek wies auf
die Schwierigkeiten hin , die sich aus den tiefgehenden Unter¬
schieden in den Prinzipien und denen der Berwaltungen der
übrigen Staaten ergeben und darauf , datz das in Rußland
herrschende System den wirffchaftlichen Wiederaufbau dieses
Landes zu hindern scheine. Nach der bedeutungsvollen Konfe¬
renz in Genua sei eine neue Periode eingetreten , in der es
darauf ankomme, die grundlegenden Tatsachen zu regeln und
den Versuch zu machen , sie zu studieren und zu gliedern . Der
Weg zur ruhigen Überlegung sei geebnet. Der Minister schloß
seine Rede mit einem herzlichen Willkommen. Die Versamm¬
lung wählte darauf v. Karnebeek einstimmig zum Vorsitzenden
der Vorkonferenz.

Deutscher Reichstag .
* In der Mittwochsitzung wurde zunächst eine Anzahl klei-

ner Vorlagen erledigt. Angenommen wird der Gesetzentwurf ,
wodurch die Geldstrafe« in der ReichSversichernngSordnung
für die Angestelltenvrrfichernng auf den zehnfachen Betrag
erhöht werden und zwar in allen drei Lesungen.

Der Gesetzentwurf über die Weiterentlastung der Gerichte,
d. h . über die Ausdehnung der Zuständigkeit der Amtsgerichte
wird dem Rechtsausschutz überwiesen.

Sodann wird die zweite Beratung des Reichsjugendwoyl-
fahrtSgesrtzes fortgesetzt .

Abg . Leutheutzer führt seine gestern durch den Ohnmachts¬
anfall des Abg . Däumig unterbrochene Rede fort . Er fordert
eine engere Fühlungnahme der Berufsvormunde mit den
Mündel» . ■ - > .

Abg. Dr . Löwrnstein (USP .) beantragt , dem ersten Para¬
graphen eine Fassung zu geben, welche den öffentlichen Cha¬
rakter der Jugendhilfe festlegt. Die Jugendämter seien zweck¬
los , solange ihnen das Recht der Exekutive fehle .

Abg. Frau Dr . Lüder» (Dem .) : Das Gesetz bezweckt die Zu¬
sammenfassung der bestehenden Hilfsquellen und will die Be-
schleunigung des Hilfswerkes. Die Kinder sollen nicht mehr
in so viel Ministerien reffortieren . Trotz mancher von rechts
und links geäußerten Bedenken glauben wir, daß das Gesetz
gangbare Wege gefunden hat.

Abg. Frau Lang -Brumann (Bayer . Bp.) erkennt ebenfalls
an . datz das Gesetz viel Guter enthält , die Praxis werbe wohl
zeigen müssen, was das Gesetz arbeiten werde. Die auSgewor¬
fenen hundert Millionen würden aber zweifellos nicht ausvei -
chen. Jedenfalls könnte Bayern die auf dieses Land entfallenen, ,Lasten nicht tragen .

Abg . Heydemanu (Komm.) wirft dem Ausschuss vor. Ver¬
schlechterungen in das Gesetz hineingebracht zu haben. Es sei
keine Spur vo» einem großzügigen Versuch vorhanden, Ar -
beits - und Gemeinschaftserziehung zu leisten. Auch der Unter¬
schied zwischen ehelichen und unehelichen Kindern sei immer
noch nicht beseitigt.

Nach unwesentlicher weiterer Debatte wird der grundlegende
§ 1 und schließlich der Rest des Gesetzes unter Ablehnung der
dazu gestellten Abänderungsanträge in der Ausschutzfassuntz
angenommen ; ebenso in der sich sofort anschließenden dritte»
Lesung . — Das Gesetz wird am 1 . April 1924 in Kraft treten .

Der Gesetzentwurf über die Zulassung der Frauen zu de»
Ämtern und Berufen der Rechtspflege wird dem Rechtsaus-
schutz überwiesen.

Freitag nachmittag 2 Uhr : Anfragen, Zwangsanleihe und
Kleine Vorlagen .

Der Arbeitsplan des Reichstages .
Der Ältestenrat des Reichstags hat in seiner Mittwochsitzung ,

an der auch Reichskanzler Dr . Wirth und die Minister Dr .
BraunS , Dr . Radbruch und Dr . Fehr teilnahmen , den Ge-
fchäftSplan für die nächste Zeit festgelegt . Heute, Freitag , soll
neben kleinen Vorlagen das Gesetz über die Zwangsanleihe
und Anträge aus , dem Hause auf Abänderung des Einkom¬
mensteuergesetzes und des Erbschaftssteuergesetzes auf die Ta¬
gesordnung gesetzt werden ; sie werden aber voraussichtlich
bhne Debatte an die Ausschüsse verwiesen werden. Die . grotze
politische Aussprache wird im Zusammenhang mit der Rati¬
fizierung des Wiesbaden« und der anderen SachlieferungS-
abkomme» erst am Dienstag oder Mittwoch der kommende»
Woche stattfinden . Am Samstag dieser Woche soll die Schlich¬
lungsordnung und das Disziplinargesetz für die Wehrmacht ,
und am Montag das Gesetz über die Getreidenmlage erledigt
werden . Auf eine Anfrage des Präsidenten Löbe an de»
Reichskanzler wegen des angekündigten Gesetzes über Maß¬
nahmen zur Linderung der Rot der Presse wurde die Erklä¬
rung abgegeben, datz dieses Gesetz heute zur Beratung stehe
und in der nächsten Woche dem Reichstag zugehen werde.

Der Besuch des Reichskanzlers in München und die Zusam .
menkunft mit den Mitgliedern des preußischen Landtags ist
nunmehr auf den 29 . Juni festgesetzt worden. Daran wirb
sich der Besuch der Oberammergauer Passionsspiele schließen .
Es . besteht die Hoffnung , datz der Reichstag am 28. Juni seine
Arbeit vor der längeren Sommerpause abschlietzen kann.

Der Reichspräsident über seine
Münchener Reise ..

Der „Vorwärts " veröffentlicht Äußerungen, die Reichspräsi¬
dent Ebert vor seiner Abreise von München zum Walchensee¬
werk dem Münchener Korrespondenten des Blattes gegenüber
gemacht hat . Er sagte u . a . :

„Ich war mir klar über die innen - und außenpolitische Be¬
deutung meiner Münchener Reise, die dem Ausgleich zwischen
den deutschen Stämmen und letzten Endes der ganzen Ratio »
dienen sollte. Ich kehre von München zurück in dem Bewußt¬
sein, durch die persönliche Fühlungnahme mit den Führern der
bayerischen Politik und Wirtschaft diesen Ausgleich gefördert
und die Geschlossenheit des deutschen Volkes in seinem Wieder¬
aufbauwillen nach innen und außen neuerdings zum Aus¬
druck gebracht zu haben. Die Rechtspresse wird wahrscheinlich
über das Johlen und Pfeifen mancher Stratzendemonstranten
ein grosses. Geschrei erheben . Das kann und darf mich nicht
stören . Ich habe auch an anderen Orten Lümmeleien gegen
mich als Repräsentanten der Republik schon zur Genüge er¬
lebt . Solange nur gepfiffen wird , können wir ruhig am Auf.
bau der Republik weiter schaffen."

Wkldiscbe Nebersickt.
Badischer Landtag.

Das neue Landrskirchrnsteuergesetz,
welches dem Haushaltsausschutz zur Beratung überwiese»
worden ist, ändert das frühere Gesetz nach den neuen Steuer¬
gesetzen des Reichs und sonstigen einschlägigen Bestimmungea
ab . Es tritt mit Wirkung vom 1 . April 1922 in Kraft . Die
der Vorlage beigegebene Begründung gibt in ihrem allgemei¬
nen Teil , die folgende Aufklärung :

Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öf¬
fentlichen Rechts sind , haben nach Artikel 137 Absatz 6 der
Reichsperfassung das Recht , auf Grund der bürgerlichen
Steuerlisten nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmun¬
gen Steuern zu erheben. In Baden besitzen die römisch -katho¬
lische, die vereinigte evangelisch -protestantische Kirche und die
altkatholische Religionsgesellschaft das Recht der Besteuerung
schon seit den Jahren 1888 und 1892. Beide Gesetze, welch»



I '

'

I : f

' ■<

ihrer .Äwiermiß- Lurch oas Gejctz vom 20 . November
190t> die Bezeichnung »Qrtskirchensteuergesetz" und »Landes¬
kirchensteuergesetz " erhielten und in der Folgezeit - mehrfach,
zuletzt durch das Gesetz vom 18. März 1920 geändert » usben ,
sind aufgebaut auf der Steuergesetzgebung des Staates und
der Gemeinden : nämlich auf dem badischen Einkommensteuer¬
gesetz dom 20. Juli 1884 in der Faffung vom 27 . Mai 1910»
auf dem Bermögenssteuergesetz vom 28 .. September 1006 sowi»
auf den . steuerrechtlichen Vorschriften der Gemeindeordnung .
Diese Rechtsgrundlagen der badischen Kirchensteuergesetzesind
veggefallen , nachdem da» Reich die hauptsächlichsten Steuer ,
quellen an sich gezogen hat. Mit Wirkung vom 1. April 1920
wurden das Reichseinkommensteuergesetzvom 29. März 1920 ,
das Kapitalertragsteuergesetz vom gleichen Tag , das Körper¬
schaftssteuergesetz vom 30. März 1920 und das Landessteuer¬
gesetz vom gleichen Tag vom Reich in Kraft gesetzt ; dadurch
wurden die badischen Steuergesetze hinfällig . Nicht in den
" reis seiner Besteuerung zog das Reich das bisher vom Ver»
mögenssteuergesetz erfaßte Grundvermögen und den Gewerbe¬
betrieb. Sie finden ihre Besteuerung durch das badische Ge¬
ich über die Steuern vom Grundvermögen und Gewerbebetrieb
(!Grund - und Gewerbesteuergesetz) vom 4 . August 1921 .

Mit dem Reichseinkommen-, dem Körperschafts- und dein
Grund - und Gewerbesteuergesetz find die rechtlichen Grund¬
lagen für die Kirchensteuergesetze wieder gegeben. Den Weg
der Erhebung zeigt das Landessteuergesetz, welches in seinem
§ 1b die Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts für
befugt erklärt , Zuschläge zu den Reichssteuern zu erheben, die
an Stelle der bisherigen Landes - oder Gemeindesteuern ge¬
treten sind . Nach 8 17 Absatz 2 des SteuerverteilungsgesetzeS
vom 4. August 1921 gelten für das Land Baden die Einkom¬
mensteuer und die gesamte Vermögenssteuer , für die Ge¬
meinde die Gemeindeumlagen aus dem Einkommen und
Kapitalvermögen als durch die Reichseinkommensteuer, die
Körperschaftssteuer und die Kapitalertragsteuer erseht . Recht¬
lich find demnach die Religionsgesellschaften befugt , zu den
letzteren drei Reichssteuern Zuschläge zu erheben ; tatsächlich
ist es aber bei der Kapitalertragsteuer nicht möglich , weil das
Reich diese Steuer unmittelbar an der Quelle erhebt,, ohne
sie Steuerpflichtigen zu kennen. Dadurch entgehen den Reli .
fionsgefellschaften ganz bedeutende Steüerbeträge . Sie be-
äefen sich bei den letzten Veranlagungen nach dem Stande
»om 1 . April 1918 für das ' Jahr 1919 auf 4 736 327 400 M .
rnd nach dem Stande vom 1 . April 1919 für das Jahr 1920
auf 4 911 337 800 M . Diese Summen sind heute noch wesent¬
lich höhere, nachdem das Kapital nur noch in Papierwerten
besteht.

Dagegen unterliegt der Besteuerung durch die' Religionsge -
sellschaften weiterhin das Grundvermögen ^ und der Gewerbe¬
betrieb nach Maßgabe des badischen Gesetzes über die Steuern
vom Grundvermögen und Gewerbebetrieb und des Steuerver¬
teilungsgesetzes. Erhoben wird die allgemeine Kirchensteuer '

auch beim Grundverytögen und Gewerbebetrieb , wie bei den
Reichssteuern/ durch Zuschläge zur Landessteuer . Dagegen
muß die örtliche Kirchensteuer zur Erhebung direkter Steuern
aus den gemeindesteuerpflichtigen Steuerwerten des Grund¬
vermögens und Gewerbebetriebs schreiten, weil die Religions¬
gesellschaften die örtlichen Steuern nicht von dem wechselnden
steuerlichen Bedürfnis der Gemeinden abhängig machen
können.

Die Verwaltung der Kirchensteuern hat nach 8 19 Absatz 2
der Reichsabgabeordnung vom 13 . Dezember 1919 der Reichs¬
finanzminister auf Antrag der zuständigen Stellen dem
Landesfinanzamt und den Finanzämtern zu übertragen ; doch
steht nichts im ' Wege, daß die Religionsgesellschaften ihre
Bekenntnisangehörigen selbst besteuern . Da die Durchführung
der den Staatssteuern zugrunde liegenden Steuergesetze bis
zUm Zeitpunkt ihres Inkrafttretens nicht möglich war , mußten
die Re'ligionsgesellschasten, wenn sie auf das Steuererträgnis
nicht überhaupt verzichten wollten, die Kirchensteuern für die
Rechnungsahre 1920 und 1921 auf Grund der Steuerkataster
für das Jahr 1919 erheben. Dies hatte gliche Schwierigkeiten
beim Einzug und erhebliche Steuerausfälle im Gefolge? Nach¬
dem nunmehr die Steuerlisten für die Reichseinkommensteuer
de? Jahres 1920 fertiggestellt und die Veranlagungsarbeiten
auf Grund der BollzugSverordnung zum Grund , und Ge¬
werbesteuergesetz vom 11 . Februar 1922 in vollem Gange sind,
liegen auch die tatsächlichenVoraussetzungen für die Erhebung
von Kirchensteuern vor . , _

Zweck des vorliegenden Gesetzes ist lediglich die Anpassung
der beiden badischen Kirchensteuergesetzean die neuen Reichs¬
gesetze sowie an das badische Gruyd - und Giewerbesteuergesetz
und darauf beschränken sich im wesentlichn die vorgeschlage»
neu Änderungen . ^

Zur Wahl von Bürgermeister « und besoldeten Gememde-
räteu .

Rach der badichen Gemeindeordnung vom 3 . Oktober 1921
wäre zum Bürgermeister oder besoldeten Gemeinderat nur
wählbar , wer am Wahltage seit 6 Monaten auf der Gemar¬
kung seinen Wohnsitz hat . Eine solche Einschränkung gegen¬
über der bisherigen Rechtslage würde aber den Bedürfnissen
der Gemeinden nicht entsprechen, fie lag auch nicht in der Ab¬
sicht des Gesetzgebers. Die Regierung hat deshalb dem Land,
tag einen Abänderungsvorschlag eingereicht, der besagt : »Die
Wählbarkeit zum Bürgermeister oder besoldeten Gemeinderat
ist nicht dadurch bringt , daß der zu Wählende bereits den
Wohnort auf der Gemarkung hat .

"
. Der Ausschuß für Rechtspflege und Verwaltung beschäftigte

sich am Mittwoch mit dieser Frage . Ês wurde bemerkt,̂ recht»
lich sei es zwar bedenklich , dem abzuändernden Gesetz rückwir¬
kende Kraft zu geben, aber aus Zweckmäßigkeitsgründen wäre
dieS erforderlich. Von einem Redner wurde hevvorgehoben»
daß nach der Staatsrechtslehre dem Gesetz rückwirkende Kraft
verliehen werden kann . Ein demokratischer Antrag , die Worte
»mit Wirksamkeit vom 1 . April 1922 " zu streichen, wurde mit
allen gegen vier Sttmmen abgelehnt .

Ein Vertreter der sozialdemokratische« Fraktion stellte den
Antrag , den in Frage kommenden Satz wie folgt zu fassen :
»Wählbar zum Bürgermeister und besoldeten Gemeinderat ist
jeder Reichsdeutsche , welcher das 25 . Lebensjahr zurückgelegt
hat ." Von einem Mitglied der Deutschen Volkspartei wurde
der sozialdemokratische Antrag redaktionell abgeändert und
erweitert , indem es hinzufügte , daß der zu Wählende zur
Reichsangehörigkeit auch die badische Staats «« ,ehörigkett be¬
sitzen oder erwerben muß .

Bei der Abstimmung wurde der erste Satz einstimmig ange¬
nommen , ebenso der zweite Satz aber gegen die Stimmen der
Sozialdemokratie und des kommunistischen Vertreters .

Ein weiterer Antrag des Vertreters der Kommunisten, der
besagt, daß auch die Wähler ebenfalls ohne Wohnsitzdauer in
der Gemeinde wahlberechtigt sein sollen, wurde gegen die
Stimmen der Sozialdemokraten und Kommunisten abgelehnt.

Ikurze « sckricbten aus Vaden.
Nr. 43 des Badischen Gesetz - nnd Berordnungs-Blattes

Hai folgenden Inhalt : Gesetze : über de vierte Abänderung
des Besoldungsgesetzes vom 22. Miärz/29 . Juki 1922 ; Mer die
Erhöhung des Teuerungszuschlags vom 1 . Mai 1922 an . Ver¬
ordnungen : des Ministeriums des Innern : Vollzug des Ge¬
setzes Mer den Verkehr mit ausländischen Zahlungsmitteln ;

i« V -ineitaE».

Dtaatsynzelger.
Brkannt « ach»ng,

Vaübarkrhen ISS brtr .
Die Ausführungsbestimmungen des Badischen Arbeitsmini ,

steriums vom 10. März 1921 (Karlsruher Zeitung — Staats¬
anzeiger — Rr . 60 vom 12. März 1921 ) in der Faffung der
Bekanntmachungen vom 21. Januar und 29. Mai 1922 (Karls -
ruher Zeitung — Staatsanzeiger — Rr . 19 vom 23 . Januar
1922 und Nr . 125 vom 31 . Mai 1922) , sind unter Berücksichti¬
gung der durch die Einrichtung der Wohnungsverbände be¬
dingten Änderungen und in Anpassung an die in der letzten
Zeit ergangenen allgemeinen Anordnungen neu gefaßt wor¬
den. Sie erhalten mit Wirkung vom 1. Juni 1922 folgende
Fassung :

l . All > r « eInes .
1 . Die zur Schaffung neuer Wohnungen gewährten Bei¬

hilfen find bedingt rückzahlbare, zunächst unverzinsliche Dar¬
lehen.

Das Darlehen des Landes wird in einmali¬
gem festen Betrag gewährt ; eine spätere Er¬
höhung bleibt auf alle Fälle ausgeschlossen .

5BaS Gemeindedarlehen wird in den Gemeinden
mit mehr als 10 009 Einwohnern (verbandsfrrie Gemeinden)
von der Gemeinde selbst , in den übrigen Gemeinden (Ver-
bandsgemeinden ) vom Bczii-tswohnungsverband

'
geckKhrt ; die

Höhe des Gemeindedarlehens bestimmt sich nach Nr . 20 und 21.
Landes - , > nü Gemeinde- (Verbands -) darlehen zusammen wer¬

den häufig nicht ausreichen , um den durch die Mieteneinnah¬
men nicht verzinsten Teil der Baukosten zu decken; deshalb
sollen auch die Arbeitgeber der künftigen Bewohner sich
mit besonderen Zuschüssen beteiligen . Den auch hierdurch noch
nicht gedeckten Aufwand müssen die Bauherren selbst tragen .

2. Oberste Landesbehörde ist das Brbeitsministerium .
Zu Nr . 1.

3 . Die Beschränkung der Landesdarlehen auf Wohnungen
bestimmter Größe ist nicht vorgesehen. Es werden deshalb
auch Beihilfen gewährt für Wöhnungen , die größer als
70 qm sind ; der Berechnung des Darlehens werden aber auch
in diesen Fällen höchstens 70, ausnahmsweise 80 qm zu¬
grunde gelegt (Nr . 5 der Reichsbestimmungen) . Bei der heu¬
tigen wirtschaftlichen Lage muß aber auf äußerste Einschrän¬
kung der Raumzahl und Raumabmeffungen Bedacht genom¬
men werden. Bei der inneren Ausstattung ist größte Spar¬
samkeit erforderlich; im Äußeren sind schlichte, dem Wesen des
einfachen Wohnhauses entsprechende gefällige Formen zu
wählen .

'Ausführungen , die Mer diesen Rahmen hinausgehen ,
werden bei der Feststellung der Gesamtherstellungskosten nicht
berücksichtigt (vgl. Nr . 23 nnd 29a) .

Ebenso sind bei den Aufschließungsarbeiten sparsamste Stra -
ßenführung , Stratzenquerschnitte und Straßenbefestigung zu
fordern . Selbst bei Fortführung bestehender Straßen wird
häufig eine Vereinfachung einer zu aufwendigen Stratzenart
unerläßlich sein.

4 . Mit Rücksicht auf den außerordentlichen Mangel an Koh¬
len sind solche Bauweisen zu bevorzugen, deren Anwendung
sowohl beim Ausbau wie bei der Benutzung des Bauwerkes
Kohlen tunlichst ersparen läßt . Soweit die Bauten mit Er¬
satzstoffen (z. B . Lehm) herstellbar sind, kann die Gewährung
des Landesdarlehens von der Verwendung solcher̂ Baustoffe
abhängig gemacht werden.

5. Soweit angängig , ist auf die Typisierung der Einzel -teile
Bedacht zu nehmen ; es wird auf die Normen des Normenaus¬
schusses der Deutschen Industrie (Geschäftsstelle: Berlin
NW 7, Sommerstraße 4a) hingewiesen.

8. Als Flachbauten gelten Häuser mit selbständigen
Wohnungen in einem oder zwei Geschossen ; es ist zulässig,
daß außerdem einzelne Zubehörräume zu diesen Wohnungen
im Dachgeschoß untergebracht sind.

Häuser mit zwei Vollgeschossen und einem als selbständige
Wohnung ausgebauien Dachgeschosse gelten als dreigeschossige
Bauten . Im allgemeinen sind zwei Vollgeschosse mit schlichtem
Dache einem Vollgeschosse mit ausgebautem Tuche vorzuziehen.

7. Für jede Wohnung soll ein Garten von durchschnittlich
mindestens 200 qm dauernd sichergestellt werden. Erwünscht
ist, daß der Garten unmittelbar beim Hause liegt.

Nachsicht von der Einhaltung dieser Vorschrift kann unter be¬
sonderen Umständen im Einzelfalle bewilligt werden, nament¬
lich z . B . dann , wenn es sich um Ausfüllung sogenannter Bau¬
lücken handelt , ferner , wenn nach einem schon, früher aufge-
stellten Ortsbauplan Baublöcke geschaffen sind , welche die An¬
lage genügond großer Baustellen nicht ermöglichen, die Stra¬
ßen bereits ausgebaut sind und durch die Bereitstellung von
Gärten die bereits vorhandenen Straßen nur unwirtschaftlich
ausgenutzt werden könnten, oder wenn das Baugelände im
Preise sehr hoch oder infolge gebirgiger Lage nur in sehr be-
schränktem Umfange zur Verfügung steht. Von der Lage de»
Einzelfalles wird es abhängen . ob dann nur ein kleinerer
Garten von etwa ISO oder 100 qm verlangt , ob auf einen
Garten beim Hause vollständig verzichtet und dafür gefordert
wird , daß in der Nähe Gartengelände zur Verfügung gestellt
wird, oder ob auch hieraus verzichtet werden kann.

Zu Rr . S.
8. Behelfswohnungen find Wohnungen in Bauten ,

die nach Art ihres technischen Aufbaues voraussichtlich einen
Bestand von weniger als etwa 30 Jahren haben . Notwoh¬
nungen find Wohnungen, die durch Ausbau oder Umbau
vorhandener Baulichkeiten vorübergehend zu Wohnzwecken
nutzbar gemacht werden und den baupolizeilichen Bestimmun¬
gen nicht in allen Beziehungen genügen .

Hiernach find also unter Behelfs - und Notwohnungen nwht
zu verstehev Wohnungen in Bauten aus Holz. Fachwerk oder
Ersatzbaustoffen, sowie Wohnungen , die durch den Ausbau
vorhandener Räume (Läden und dergl . ) ober den Einbau tu
vorhandenen Häusern gewonnen werden, beide wenn sie eine
Bestandsdauer von mindestens 30 Fahren haben und den be-
stehenden baupolizeilichen Besfimmungen genügen.

9. Als Werkwohnungen gelten insbesondere solche
Wohnungen , die von Arbeitgebern auf eigenem Gelände er¬
richtet werden und in ihrem Eigentum verbleiben.

Nicht als Werkwohnungen gelten Wohnungen solcher ge-
meinnützigen Bauvereinigungen , die von Arbeitgebern und
Arbeitnehmern — möglichst aus verschiedenen Unternehmun¬
gen und unter Hinzuziehung Nichtwerkangehöriger oder der
Gemeinde — gebildet werden. Die Gewährung von LandeS-
darlehen an solche Bauvereinigungen ist jedoch im allgemeinen
davon abhängig zu machen , daß die Werke, denen die Wohnun -

gen nach ihrer Lage in erster Linie zugute kommen, sich nach
N. 8 der Reichsbestimmungen an der Ausbringung deS nicht
rentierlichen Teils der Baukosten beteiligen .

Nicht als Werkwohnungen gelten -ferner dte von Gemein -
den für ihre Angestellten erbauten und in ihrem Besitz bleiben-
den Wohnungen , wenn der Mietvertrag in keine rechtliche Ab¬
hängigkeit vom ArbeitS- oder Dienstvertrag oder vom Beam -
tenverhältnis gebracht wird . . . . .

Bei landwirtschaftlichen Werkwohnungen ltegt eine recht -
licke Äbbänaiakeit de» Mietvertrages vom Arbeitsvertrag inS-

»«sondere dann vor, wen», die « ündigung des ArbeitsvertrogU
«uch d»e Kündigung des Mietvertrags in sich schließt .

10. . Die Finan - ierung von Si n- und Umbauten soll
auch in Zukunft der Gemeinde ( dem Wohnungsverband ) über,
lassen und Landesdarlehen grundsätzlich nur dann gewährtwerden, wenn die finanzielle Leistungsfähigkeit der Geineinö«
(des Wohnungsverbands ) im Verhältnis zur Grüße des Ein .
und Umbaues nicht ausrcicht , um diesen zu ermöglichen. Bor-
Aussetzung ist stets, daß die durch Einbau oder Umbau gcwon- -
nenen Wohnungen einwandfrei sind .

Die größeren verbandsfrcien Städte und die größeren Woh- -
nungsverbände haben hiernach auch größere Ein - und Um¬
bauten in der Regel selbständig zu finanzieren . Bei kleinere. ,
verbandsfreien Gemeinden und Wohnungsverbänden soll da- '
gegen ein La ndes darlehen gewährt werden können, wemt
durch den Ein - oder Umbau mindestens 4 neue Wohnungenin dem betreffenden Gebäude gewonnen werden.

10a . Zur Wiederherstellung von Gebäuden , die durch
Brand beschädigt oder zerstört find, in den bisherigen Zu- -
stand, werden Baudarlehen nicht bewilligt, da hierfür durch
die Gebäudeversicherungsanstalt nach dem Gesetz vom 4 . Au.
gust 1920 eine angemessene Brandentschädigung gewährt wird.Es bleibt den Brandbeschädigten außerdem Merlaffen , dle gur¬
tatsweise Erhöhung der Entschädigung bei der Gebäudever -
fichcrungsanstalt zu beantragen , falls sie mit der Entscheid!-
gungssumme nicht auskommen.

Soll der Aufbau in erheblich erweitertem Um -
T c n ß e erfolgen, so fann «in Baudarlehen gewährt werden.
L a n d e s darlehen werden aber nur bewilligt, wenn d,e
Wohnfläche und die Zahl der Wohnungen gegenüber dem frü¬
heren Bestand mindestens verdoppelt wird und auf jede Woh-
nung im Durchschnitt mindestens 60 qm entfallen ; die durch
Ausbau von Dachgeschossen gewonnenen Wohnungen bleiben
hierbei außer Betracht. Eine Ermäßigung des Einheitssatzesin diesen Fällen bleibt jedoch Vorbehalten.

Soweit ein Landesdarlehen nicht gewährt , jedoch gegenüberdem Zustand vor dem Brand neuer Wohnraum gewonnenwird, bleibt den Gemeinden überlassen, falls die von der Ge-
bäudeversicherungsanstalt gewährte Brandentschädigung nicht
ausreicht und auch eine guttatsweise Erhöhung nicht möglich
ist . von sich aus ein Beihilfedarlehen zu bewilligen.

10b . Neubauten , die an st eile abzubrechender
Bauten errichtet werden, sollen nur ausnahmsweise und
nur dann mit Baudarlehen unterstützt werden, wenn das alte
Gebäude auf Grund sorgfältiger Prüfung als tatsächlich bau¬
fällig sich erweist und demnach nicht mehr länger erhalten wer¬
den kann. Die Finanzierung solcher Neubauten soll aber -
grundsätzlich den Gemeinden ( den Wohnungsverbänden ) über - ■
laffen bleiben ; Landes darlehen sollen nur dann gewährt
werden, wenn die finnanzielle Leistungsfähigkeit der Gemeinde
( des Wohnungsverbandes ) im Verhältnis zur Größe des Neu¬
baues nicht ausreicht, um diesen zu ermöglichen, und wenn das
Haus so -baufällig ist , daß Einsturzgefahr besteht . Im übrigen
finden auf die ausnahmsweise Gewährung von Landesdar -
lehen die Grundsätze über Brandfälle Anwendung ; der Ein¬
heitssatz wird jedoch grundsätzlich ermäßigt werden.
II . Gewähr « « , und Berechnung der Darlehen .

Zu Rr . 4 nnd 5.
11. Als Wohnfläche gilt die gesamte Grundfläche der

abgeschlossenen Wohnung abzüglich der Wandstärken.
12. Bei der

^ Berechnung der Wohnfläche ist die Grundfläche
der Treppenhäuser stets abzuziehen ; bei Einfamilienhäusern
ist die Grundfläche der Treppe auch dann abzuziehen , wenn die
Treppen in die Küche usw. eingebaut sind.

Ausgebaute Dachgeschotzraume sind den Wohnungen , zn
denen sie gehören, zuzurechnen. Daher ist bei Mehrfamilien .
Häusern genau anzugeben , zu welchen Wohnungen derartige
Räume gehören, und danach die Wohnfläche jeder einzelnen
Wohnung zu besfimmen.

'
13. Ledigenheime und dergl ., soweit sie zu eigentlichen

Wohnzwecken bestimmt find, können durch Landrsdarlehen
unterstützt werden ; jedoch soll die für eine Person bestimmte
Wohnfläche einschließlich aller Nebenräume die Größe von 25
qm im allgemeinen nicht übersteigen.

Entsprechendes gilt für Altersheime , sofern diese zur
Aufnahme von Personen bestimmt sind , die eine Familien¬
wohnung fveimachen oder wenigstens die Wohnungsverhält ,
niffe der Familie , bei der sie bisher gewohnt haben , durch ihren
Wegzug wesentlichverbessern. Wer das Maß von 25 qm für
eine Person kann hier erforderlichenfalls hinausgegangen wer¬
den.

14 . Innerhalb der für eine Wohnung zulässigen Höchstgren¬
zen können auch kleine Kaufläden , Handwerkerstuben
und Werkstätten berücksichtigt werden, insbesondere wenn di«
Herstellung durch den Gesamtplan einer Kleinsiedlung bedingt
ist, oder wenn es sich um Ansiediung Kriegsbeschädigter han¬
delt. die auf Heimarbeit angewiesen find.

15. Für Ställe , die für städtische Wohnungen erstellt
werden , werden Darlehen bis zu 20 qm der lichten Grund¬
fläche und für Ställe bei rein ländlichen Wohnungen bis z«
60 qm -bewilligt.

Innerhalb dieser Hüchsfflächen können auch Scheunen , Wa¬
gen- und Geräteschuppen in Ansatz gebracht werden ; mit
Rücksicht aus die geringeren Baukosten sind di« Einheitssätze
gegebenenfalls entsprechend zu ermäßigen .

Futterböden und dergl . über die Stallgrundfläche sowie
Nebenanlagen wie Dungstätten , Jauchegruben , Traufpflaster
bleiben bei der Berechnung außer Betracht ; gleiches giü für
Stallräume , die im Kellergeschoß d«S Wohnhauses eingerichtet:
werden.

Eine Anrechnung der Siallfläche bis zu 60 qm ist auch dann
zulässig, wenn der Bauherr nur im Nebenberuf Landwirtschaft
betreibt .

Z« Rr . «.
16. Die bisherigen Einheitssätze für da? Quadrat¬

meter hergestellter Wohn- und Stallfläche bleiben aufrecht er¬
halten ; fie betragen :

A . für Wohnfläche :
1 . in bäuerlichen Gemeinden und kleineren Städten mit

vorwiegend ländlichem Charakter,
bei ein- und zweigeschossigem Haus 165 M .,
bei dreigeschossigem Mehrfamilienhaus 150 M .,

L. in den übrigen Gemeinden
bei ein- und zweigeschossigem Wohnhaus 180 M .,
bei drei- und viergeschossigem Mehrfamilienhaus

165 M ..
B . für Stallflächen gleichmäßig 75 M.
17. Mit Rücksicht auf die gesteigerten Baukosten können di»

au-f weiteres den Anträgen auf Gewährung von Lanoesdar *
lehen bei Neubauten folgend« Einheitssätze zu-

gründe gelegt werden :
A . für das Quadratmeter Wohnfläche :

1 . in bäuerlichen Gemeinden und kleineren Städten m »
vorwiegend ländlichem Charakter ,

bei ein- und zweigeschossigem Wohnhaus 860 M .,
bei dreigeschossigem Mehrfamilienhaus 750 M .,



2. in den übrigen Gemeinden
bei ein- und zweigeschossigem Wohnhaus VW 2R .,
bei drei - oder viergeschossigem Mehrfamilienhaus

820 M . .
L . für da» Quadratmeter Stallfläche gleichmäßig 38V R .
Für Bauvorhaben vertriebener Elsaß -Lothringer beträgt der

Einheitssatz 780 M ., da hier noch ReichHzuschüffe gewahrt wer¬
ben.

Die genannten Sätze find Höchstsätze. Die Festsetzung im
Oinzelfall erfolgt durch das Arbeitsministerium - :j rin « Er -
Mäßigung kann insbesondere «intreten , wenn das Bauvor¬
haben nicht in jeder Hinsicht einwandfrei oder wenn mit der
Bauausführung bereits begonnen ist (vgl . Rr . 3—7 und 61 ) .

Die Bewilligung von Baudarlehen für drei- oder tnergo-
ßchofsige Mehrfamilienhäuser erfolgt nur ausnahmsweife im
Nahmen der Nr . 1 Abs . 2 dev Reichsbestimmungen.

Die erhöhten Sätze gelten grundsätzlich nur für die nach
Wcröffentlichung dieser Bekanntmachung noch zu erlassenden
Beihilfebescheide für Bauvorhaben , bei denen mit den Maurer¬
arbeiten erst nach dem 14. Mai 1822 begonnen wird . Da »
Arbeitsministerium ist jedoch bereit , die nach dem 31 . Dezem¬
ber 1921 ergangenen Beihilfebescheide für Neubauten , bei
denen die Maurerarbeiten erst nach dem 14 . Mai 192^,be¬
gonnen werden, zurückzunehmen und durch neue Beihilfebe -
Hcheide mit den neuen erhöhten Sätzen unter folgenden Bedin¬
gungen zu ersetzen r .

» ) Die Erhöhung mutz zur Finanzierung des Bauvorhaben »
dringend geboten sein ,

d ) die Gemeinde (Wohnungsverband ) muß ihr Darlehen in
der durch Nr . 20 geforderten Weise erhöhen, ■

c ) durch die Erhöhung dürfen die den verbandsfreien Ge¬
meinden und Wohnungsverbänden zugewiesenen oder
noch zuzuweisenden Mittel nicht überschritten werden.

Anträge sind von den Bauherren durch das Bürgermei¬
steramt und Bezirksamt dem Arbeitsministerium zur Entschei¬
dung vorzulegen.

18. Auch innerhalb einer Gemeinde können je nach der Art
des Bauvorhabens die Einheitssätze für das Quadratmeter
verschieden bestimmt werden. Selbst innerhalb eines Baues
Wunen für Dachgefchoßräume niedrigere Einheitssätze für da»
Quadratmeter Grundfläche festgesetzt werden.

19. Wird für Wohnungen , die durch Ausnutzung vor -
Landener Bauten gewonnen werden, ausnahmsweise
»in Landesdarlehen bewilligt (vgl . Nr . 10), so ist der Einheits¬
satz in der Weise zu bemessen , daß sich das Landesdarlehen zu
ben tatsächlichenAufwendungen etwa verhält , wie das LandeS-
tarlehen für Neubauten am Orte zu den Gesamtbaukosten
eines . Neubaus . Kosten für Anmietung der Räume oder für
spätere Wiederherstellung des alten Zustandes dürfen nicht
angesetzt werden.

3 » « r . 7.
20 . DaS Gemeinde - (Verbands - )D a r l e h e n soll so hoch

bemessen werden, daß es zusammen mit den vom Bauherrn
aufzubringenden Kosten und dem Landesdarlehen die Finan¬
zierung des Baudarlehens ermöglicht ; es muß jedoch Minde¬
stens so hoch sein wie das Landesdarlehen . Bei Bauten von
Privatpersonen kann es auf zwei Drittel des Landesdarlehens
ermäßigt werden.

Das Arbeitsministerium kann gestatten, daß daS Gemeinde-
fiZerbands- (Darlehen in besonders begründeten Fällen bis auf
ein Drittel des Landesdarlehens ermäßigt wird.

Außerdem kann nach Nr . 7 Abs . 2 und 3 der Reichsbestim-
munge» das Gemeinde- (Berbands -)darlehen ausnahmsweise
noch weiter ermäßigt oder ganz nachgelassen werden .

Es ist unzulässig , daß auf das Gemeindedarlehen Leistungen
oder Lieferungen der Gemeinde angerechnet werden.

/Es ist ferner unzulässig , daß Gemeinden , um einem Bau -
Herrn das Landesdarlehen zu verschaffen, sich gegenüber der
Staatsbehörde zur Übernahme des Gemeindedarlehens ver-
pflichten, dieses aber nicht ausbezahlen oder sich vom Bau -
Herrn wieder zurückerstatten lassen. •

Das Gem«inde- (Verbands - )Darlehen ist ebenfalls durch die
»ach Nr . 9 der Reichsbestimmungen einzutragende Beihilfe-
Hypothek zu sichern .

21 . Eine Ermäßigung oder ein Ver z i cht aufdaSGe -
« einde -(Verbands - )Darlehen (Nr . 20 Abs. 2 und 3) , kann nur
in besonderen Ausnahmefällen erfolgen , da den Gemeinden
(Wohnungsverbänden ) mindesten» die gleichen Mittel au» der
Wohnungsabgabe zufließen wie dem Land . Die Anträge sind
eingehend zu begründen ; auch ist eine Darstellung der wirt¬
schaftlichen Verhältnisse der Gemeinde (des Wohnungsver -
Lands) anzuschließen. ^

Das Landesdarlehen wird nicht stets um den vollen, von der
Gemeinde (dem Wohnungsverband ) nicht übernommenen An¬
teil erhöht werden. .

Ausnahmsweise kann es aber auch über den Gemeinde -
j(Berbands - )pflichtanteil hinaus erhöht werden, wenn das Bau -
Vorhaben aus volkswirtschaftlichen Gründen eine besondere
Förderung verdient.

3 » Rr . 8.
22. Die Beteiligung der Arbeitgeber an der Aufbrrn -

Dung des unrentterlichen Teiles der Baukosten für Wohnungen
Wer Angestellten und Arbeiter muß in allen den Fällen ver-
sangt werden, wo die Wohnungsnot durch Gründung neuer
oder durch Vergrößerung vorhandener Betriebe mitverur¬
sacht ist-

Die Arbeitgeber können fich durch besondere Verträge mit
Bauherren und Gemeinden nach Maßgabe ihrer Beteiligung
die Überlastung einer bestimmten Anzahl von Wohnungen für
ihre Angestellten und Arbeiter und einen Anteil an etwaigen
Rückzahlungen (Rr . 12 der Reichsbestimmungen ) sichern. In
diesen Verträgen darf aber eine rechtliche Abhängigkeit de»
Mietvertrags vom Arbeitsvertrag nicht vereinbart werden

Für die Erstellung von Wohnungen für Reichs- und Lan .
deShedienstete können Reichs- und Landesarbeitgeberzuschuffe
gewährt werden nach Maßgabe der besonderen hierüber ge-
Iroffenen Bestimmungen .

Z» Rr . 9.
28 . Die Beihilfehypothek wird zugunsten der Ge¬

meinde (des Wohnungsverbands ), und wenn die Gemeinde
'(der Wohnungsverband ) sich an der Aufbringung des Dar¬
lehens nicht beteiligt, zugunsten des Landesfiskus (Bezirks¬
amt ) bestellt . Der Beihilsehypothek dürfen im Range nur
Belastungen in Höhe des Unterschieds der GesamtherftellungS -
kosten und des Baudarlehens vorangehen ; innerhalb dieser
Grenzen können insbesondere auch für die eigenen Leistun -

?
en des Bauherrn an Geld , eigener Arbeit und dergl. (Selbst-
ilfe ) Eigentümergrundschulden eingetragen werden , soweit

diese Leistungen bei Festsetzung der Grsamtherstellungskosten
anerkannt sind (vgl. Rr . 29.) .

23a . Ist die Gemeinde selbst Bauherr , so kann die Ein¬
tragung einer Beihilfehypothek für das Landes - Und Ver-
LandSdarlehen unterbleiben , wenn sie in einer vom zustän -
Ligen Gemeindeorgan abgegebenen ausdrücklichen Erklärung
sich verpflichtet:

a ) die in der Bekanntmachung der Reichsregierung über
Die Förderung des Wohnungsbaues vom 11 . Februar 1921/12.

Januar 1822/18. Mat 1988 , den AuSführungSbefk»mmunge «
de» Badischen ArbeitsministeriumS vom 10. März 1901/2H .
Januar 1822/29. Mai 1882 in der Fassung vom 1. Juni 1928
und btm Beihilfebescheid de» Arbeitsministeriums vom . . . .

. . 192 . Nr . .. . . . . enthaltenen Bedingungen zu er¬
füllen ;

d) bei einem etwaigen Übergang des Grundstücks auf einen
anderen Eigentümer dem neuen Eigentümer die Übernahme
der Verpflichtungen aus dem Beihilfedarlehen , insbesondere
die Eintragung einer Beihilsehypothek aufzuerlegen ;

c) bei einem - solchen Eigentumsübergang für sich ein ding¬
liches Vorkaufsrecht solvje ein Wiederkaufsrecht mit dem im
Muster für den Baudarlehensvertrag (Formblatt 6a ) für das
Ankaufsrecht festgesetzten Inhalt bestellen und zur Sicherung
des Anspruchs auf Übertragung des Eigentums für den Fall
der Ausübung des Wiederkaufsrechts eine Vormerkung ins
Grundbuch eintragen zu lasten ;

ä ) daS Beihilfedarlehen der Landes nebst 5 v. H. Zinsen
dom AuSzahlungStage an zurückzuzahlen, falls die vorstehen¬
den Bedingungen in irgend einem Punkt nicht erfüllt werden .

Z» Rr. 10.
24 . Für jeden mit Landerdarlehen unterstützten Neubau

pellt das Bezirksamt nach Fertigstellung die Gesamther¬
stellungskosten fest, ferner bei Mietwohnungen die
Miethöhe und bei Eigenwohnungen ben M i e t w r r t.

In den Städten im Sinne der Gemeindeordnung erfolgt
die Festsetzung durch den Stadtrat mit Ausnahme der Ban¬
ken, die von der Stadt selbst erstellt werden.

Gegen die Festsetzung ist innerhalb 3 Wochen Beschwerde
an das Arbeitsministerium zuläsfig.

Von allen Feststtzungsbescheidcn ist dem Arbeitsministerium
eine Abschrift vorzulegen.

26 . Bei Prüfung der Gesamtherstellungskosten darf nur
der unerläßlich notwendige Aufwand anerkannt werden.

Die Grsamtherstellungskosten umfaffen die GrunderwerbS -
kosten oder de» kapitalisierten Erbbauzintz, die Baukosten und
die Anliegerleistungen .

28. Die GrunderwerbSkosten dürfen in der Regel nur in
der Höhe angesetzt werden , die dem Grundwert vor dem
Kriege entspricht.

Aufschließungskosten, die mit der einzelnen Wohnstätte nicht
in unmittelbarem Zusammenhänge stehen , dürfen als wert¬
steigernd für das Grundstück nicht berücksichkigt werden .

27 . Bei Baustoffen , sür die Richtpreise festgesetzt sind, dür¬
fen nur diese in Ansatz kommen .

28. Die Meten (Mietwerte ) der mit Landesdarlehen er¬
richteten Wohnungen müssen gegenüber den Mieten , welche
für gleichwertige Wohnungen vor dem 1 . August 1914 gezahlt
wurden , angemessen erhöht werden ; sic dürfen keinesfalls
niedriger sein als die für gleichwertige alte Wohnungen
erzielbaren Mieten einschließlich sämtlicher Betriebskosten und
zuzüglich der «ruf den alten Wohnungen lastenden Wohnungs -
abgabe.

Die festgesetzten Mieten unterliegen nicht der Nachprüfung
durch das Meteinigungsamt (II Art . 3 des Gesetzes, über
Maßnahmen gegen Wohnungsmangel vom 11 . Mai 1920 —
Reichsgesetzblatt Seite 940 — und § 16 des Reichsmieten¬
gesetzes vom 34 . März 1922 — Reichsgesetzblatt Seite 278) .

29 . Bei Bauten , die wesentlich mit Hilfe des Bauherrn oder
seiner Familienangehörigen gebaut worden find (Selbfi¬
tz i l f e), ist der hierdurch nachweislich ersparte Betrag den
Gesamtherstellungskosten tzinzUzurechnen .

29a. Das Nähere über die Grundsätze für die Festsetzung
der Gesamtherstellungskosten, der Miethöhe und des. Ertrags¬
werts ist im Rundcrlaß des Arbeitsministeriums vom 28. De¬
zember 1981 Rr . 48996 enthalten .

3 « Rr, 11.
30. Für die Nachprüfung, Neufestsetzung und die endgültige

Festsetzung der Mieten gelten die in Nr . 28—29a festgesetzten
Grundsätze.

(Jede Änderung des Festsetzungsbescheides ist dem Arbeits¬
ministerium anzuzeigen.

31 . Sind nach Fertigstellung des Hauses und Festsetzung der
Herstellungskosten bis zur endgültigen Abrechnung des Lan -
deHdarlehens bauliche Verbesserungen größeren Umfanges an
dem Bau vorgenommen worden, so kann der aufgewendete
Betrag den Herstellungskosten nach Maßgabe der Nr . 26 un¬
ter entsprechender Berücksichtigung der dadurch erzielten Mehr¬
miete zugerechnet werden.

Zu Nr . 12.
31a. Jeder Verkauf eines mit Landesdarlehen unterstütz¬

ten Hauses bedarf der Genehmigung des ArbeitsministeriumS .
32. Nebenkosten des Verkaufs (Steuern , Äerichtskosten usw.)

gehören nicht zum Kaufpreis im Sinne der Reichsbestim¬
mungen .

33 . Bor jedem Verkauf eines mit Landesbarleihen un¬
terstützten Neubaues , soll der Hauseigentümer die Festsetzung
der Miete oder des Mietwertes beantragen . Unterläßt er den
Antrag , so kann das Bezirksamt (Stadtrat ) Liesen Wert auch
nach Verkauf des Hauses festsetzen und der Berechnung nach
Rr . 12 der Reichsbestimmungen zugrunde legen.

34 . Bei ländlichen Ansiedlungen darf der etwa im Kauf¬
preis enthalte» « Wert des landwirtschaftlichen Inventars , der
vorhandenen Erntebestände und dergl . nicht auf den für die
Bestimmungen maßgebenden Kaufpreis in Ansatz gebracht
werden .

34a. Ergibt die beim Verkauf festzusetzende Miete (Miet¬
wert ) einen Ertragswert , der den Unterschied zwischen Ge¬
samtherstellungskosten und dem Beihilfedarlehen übersteigt , s«
ist der Mehrbetrag zur Rückzahlung fällig, auch wenn der
Kaufpreis den genannten Unterschied niM übersteigt .

35 . Bon jeder Steigerung der Miete oder dem Verkauf de»
Hauses ist dem Bezirksamt durch Vermittlung der Gemeinde ,
behörde Anzeige zu erstatten . Das Bezirksamt prüft und ent¬
scheidet, ob uiü> inwieweit Rückzahlung zu leisten ist und gibt
von seiner Entscheidung den Beteiligten , der Gemeindebehörde
und dem Arbeitsministerium Kenntnis .

Zu Rr . 13.
36. Bor - , Ankaufs - oder Wiederkauf »«recht

find zugunsten der Gemeinde (des Wohnungsverbands ), und
falls sie am Darlehen nicht beteiligt ist, zugunsten des LandeS-
ftSjkus (Bezirksamt ) zu bestellen und durch Eintrag im
Grundbuch zu sichern.

37 . Es bleibt der Gemeinde (dem Wohnungsverband ) über¬
lassen. zur Verhinderung spekulativer Ausnutzung der mit
Landesdarlehen unterstützten Neubauten weitergehende Bedin -
gungen bei Gewährung des Gemeindedarlehens zu stellen, z.
B . die Einräumung des Rechtes , das Darlehen nnbeftistet
sür den Fall zu kündigen, daß beim Verkaufe Sonderverträge
zur Verdeckung des im Kaufvertrag angegebenen Kaufpreises
abgeschlossen » erden.

Die von der Gemeinde (dem Wohnungsverband ) an
die Hingabe des Darlehens etwa geknüpften weiteren Bedin¬
gungen find «IS Zusätze in den über das Landes - und
Gemeinde- (Verbands - )Darlehen abzuschließenden Baudar -
letzenSverirag aufzunehmen , Sie dürfen dem Sinn und
Zweck der maßgebenden Reichs - und Landesbeftimmungen
nicht widersprechen. So ist es z . B . nicht angängig , daß dem
Bauherrn Beschränkungen in der Auswahl der Bauhandwerker

auftr legt werde» , oder daß ihm jede « Verfügungsrecht Sb«
die neuen Wohnungen genommen wird. Art und Umfang de,
zvläsfigen Bedingungen richten fich im übrigen «ach der Hohe
der Beihilfeleistung der Gemeinde (des Wohnungsverband »).

Zu Rr . 14.
38. Zur Erteilung der Zustimmung (ReichsbestimmungS,

Rr . 14 a—d) ist das Bezirksamt zuständig. ,
Nach Nr . 14c ist diese Zustimmung insbesondere auch not¬

wendig , wenn in ein mit Baudarlehen bedachtes Gebäude nach,
träglich Dachwohnungen eingebaut werden sollen . ;

I " wichtigen Fällen ist die Genehmigung des Arbeitsmini¬
steriums einzuholen.

39. Bei Landesdarlehen für landwirtschaftlicheWerkwohnun-
gen gilt als weitere Bedingung , daß das Darlehen zur Rück-
zrchlung fällig ist, wenn der Metvertrag in rechtliche Abhän¬
gigkeit vom Arbeitsvertrage gebracht wird.

40. Erfüllt der Bauherr die im Beihilfebescheid gestellten Be.
dingungen ganz oder teilweise nicht , so kann das Baudarlehe »
zurückgezogen ober entsprechend gekürzt werden.

Zu Rr . 11—lö.
41 . An allen Rückzahlungen hat das Land nach dem Ber-

hältniS seines Darlehens Anteil .
41a. Ist das Beihilftdarlehen wegen Nichterfüllung von

Bedingungen oder wegen Verstoßes, gegen , Verpflichtungenoder infolge Verzichts des Empfängers ganz oder teilweise
zurückzuzahlen , so find gleichzeitig 5 v . H . Zinsen für den
zurückzuzahlenden Betrag vom Empfangstage an zu ent-
richten. •

41b. Durch die Rückzahlung nach Nr . 41a wird das nach
Rr . 36 bestellte BorkaufS-, Ankaufs, uns WiederkaufSrecht
nicht berührt .

III . « erfahre ».
3 » Rr . 18.

A . BerbandSfreie Gemeinde ».
42. Die Anträge auf Gewährung von Baudarlehen ftn»

unter Benützung des vom Arbeitsministerium vorgeschriebe¬
nen Fragebogens * ) mit Plänen in doppelter Fertigung (La¬
geplan in 3facher Fertigung ) beim Bürgermeister ein-
zureuhen . Die Bürgermeister haben die Anträge nach ihrer
technischen und wirtschaftlichen Seite zu prüfen ; dabei ist ins .
besondere auch zu erörtern :

a) ob und in welcher Höhe Arbeitgeber, deren Angestelltenund Arbeitern die Wohnungen nach ihrer Lage voraussichtlich
zugute kommen werden, sich mit Leistungen in Bauland , Bau¬
stoffen oder in bar , etwa durch Übernahme eines Teils des
unrentierlichen Aufwands an der Herstellung der Wohnungen
beteiligen sollen ;

b) ob die beantragten Mieten sowie das Landes- und Ge¬
meindedarlehen und die etwaigen Leistungen der Arbeitgeber
zur Deckung der Baukosten ausreichen, von wem der nnge -
deckte Aufwand und etwaige beim Bau gegenüber dem Vor¬
anschlag eintretende Überschreitungen getragen werden und oh
Liefe Persönlichkeiten die erforderliche finanzielle Leistung»-:
fähigkeit besitzen .

48 . Der Bürgermeister hat alsdann eine Entscheidung der
ständigen Gemeindeorgane (Gemeinderat , Bürgerausfchuß )
über die Bewilligung des Gemeindedarlehens herbeizuführen
und nach erfolgter Genehmigung dem Bezirksamt Vorlage zu
erstatten . Eine Abschrift des Beschlusses des GemeinderatSi
und Bürgerausschusses ist anzuschließen.

44 . Vom Bezirksamt und seinen technischen Be¬
ratern ist daß Gesuch in rechtlicher , technischer und wirt¬
schaftlicher Hinsicht einer eingehenden Prüfung zu unterziehen .
Dabei ist besonders zu prüfen , ob in der Gemeinde der vor¬
handene Wohnraum vollständig ausgenützt ist und ein sachlich
begründeter weiterer Wohnungsbedarf besteht, ob der Delzüg.eines Arbeitgebers angemessen erscheint , ob die geplante Aus¬
führung des Bauvorhabens sparsam und wirtschaftlich , sowiein den äußeren Formen einwandftei ist, ob die Aufbringung
des unrentierlichen Teils der Baukosten gesichert ist und die
Leistungsfähigkeit von Bauherrn und Gemeinde nicht über »
steigtz endlich ob die Voraussetzungen für einen etwa beantrag ,
ten , teilweisen oder gänzlichen Verzicht auf das Gemeinde¬
darlehen vorliegen.

45 . Jedes Gesuch ist durch den BezirksbaukonkroI -
leur zu prüfen ; die Prüfung mutz stets die Vollständigkeit
und rechnerische Richtigkeit des Antrags sowie die Angemessen¬
heit der Preise umfassen, sie soll sich aber auch auf alle sonst
bemerkenswerten Punkte erstrecken.

46 . Alle Gesuche sind grundsätzlich dem Bezirksbau »
amt zur Begutachtung mitzuteilen ; das Bezirksbauamt hak
die technischen und wirtschaftlichen Fragen zu prüfen . Sind
die Pläne nach Lage des Hauses , Grundriß oder Aufbau oder
den äußeren Formen des Gebäudes nicht einwandfrei , so
ist durch unmittelbares Benehmen mit dem Bauherrn auf
eine Änderung hinzuwirken ; der Entwurf von AbänderungS -
plänen bleibt dem Ermessen des Bezirksbauamts überlassen,
ebenso auch der Hinweis auf geeignet erscheinende Architekten
an Stelle ungeeigneter . Wenn auch anerkannt schlechte Ent¬
würfe unbedingt abzulehnen sind , so muß es doch ver¬
mieden werden , daß bei minder wichtigen oder zweifel¬
haften Anschauungen ejne Änderung der Pläne verlangt
und damit in die Freiheit des Bauherrn zu sehr ein»
gegriffen wird ; es genügt dann, den Fehler zu bean¬
standen und dem Bauherrn die Änderung anheimzustellen.
Werden Abänderungspläne entworfen, so find diese in vier
Fertigungen (zwei für das Baudarlchensversahren und zwei
zur Verwendung im baupolizeilichen Verfahren) dem Gut¬
achten beizufügen .

47. Hat das Bezirksamt einen staatlichen Bezirks -
Laukontrolleur , so kann in einfacheren Fällen im In¬
teresse der Geschästsvereinsachung von der Einholung eine<
Gutachtens des BezirkSbauamtS abgesehen werden . Di «
Äußerung deS Bezirkkbaukcmtrolleurs hat sich dann auch auf
die sonst vom Bezirksbauamt zu begutachtenden Punkte zq
erstrecken. I

48 . Für die Prüfung der Gesuche durch die Bezirks¬
ämter wird folgendes bemerkt:

a) Die Gemeinden sollen mit den ihnen zugewiefeneN
Mitteln grundsätzlich auSkommen. Die Landesdarlehen für
Wohnungen , hie für Reichs- und Staatsbedienstete oder ver¬
triebene Elsaß -Lochringer und Ausländsdeutsche bestimmt
find , werden in der Regel nicht aus der der Gemeinde zu-
gewiesenen Summe , sondern aus einer besonderen LandeS-
rücklag« entnommen .

d) Bei der Gewährung der Beihilfen werden Gemeinden ^
gemeinnützige Bauvereinigungen , Kriegsbeschädigte unhj
Kriegsteilnehmer vorzugsweise berücksichtigt werden. >

c) Unbegründet « Gesuche hat daS Bezirksamt von sich auN
abzrüehnen , also z . B . Gesuche, an denen die Gemeinde sich!
nicht beteiligt , falls nicht die Ausnahmebestimmungen da !
Rr . 21 Anwendung zu finden haben.

d) Dem Arbeitsministerium ist erst dann Vorlage zu er¬
statten , wenn alle Frag « , vollständig geklärt sind und das Ge¬
such wirklich zur Entscheidung reif ist . Unvollständige Ge¬
suche machen Rückftagen nötig und verzögern die ErledigunG
unverhältnismäßig . j

*) Fragebogen find bei der V . Braunfchen Hofbuchdruckeriß
in Karlsruhe erhältlich. ' J
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e) Me » mrdarlehenSgesuche firt > Hon *m Be^ rkSstelle»
»l» Giljachen -u

1) » ei der Vorlage ist vom Bezirksamt ei» bestimmter « n-
t« m zu stellen; auch ist jeweils anzugeben , ob etwa und
wann mit der Bauausführung (Maurerarbeiten ) schau
hego n ne a ist.

g) Das baupolizeiliche Verfahren ist getrennt
»am Baudarlehensverfahren durchzuführen . Wird tue Bau -
genehmigung für einen Bau nachgesucht , für den hie Gewäh¬
rung von Baudarlehen beantragt ist oder beantragt werden
soll, jo empfiehlt eS sich die Erteilung der Baugenehmigung
zurückzustellen, bis Entscheidung über Gewährung de» Bau .
darlehens erfolgt ist. Will der Bauherr schon vor der Ent¬
scheidung über die Frage der Gewährung von Baudarlehen
mit den Bauarbeiten beginnen , so ist vor Erteilung her Bau¬
genehmigung eine Äußerung des DezirkSbauamt » einzuholen ,
ob die Pläne den Anforderungen der Bestimmungen über
Baudarlehen entsprechen. Bon den erhobenen Beaustandun -
gen ist der Bauherr unter Hinweis auf Nr. Kl zu verstän¬
digen.

46. Die (Ober -) Bürgermeister der Städte im Sinne der
Gemeindeordnung legen hie Gesuche um Gewährung von
Baudarlehen unmittelbar dem Arbeitsministerium vor. Die
Bestimmungen Nr . 44—48 gelten sinngemäß ; an die Stelle
der staatlichen Behörden treten die entsprechenden Gemeinde-
stellen.

8 . BerbandSgemeindem
49a. In dem beim Bürgermeister einzureichenden Antrag

des Bauherrn ist zunächst von der Gemeinde Stellung
zu nehmen , wobei insbesondere über die Förderung de» Bau¬
vorhabens durch Stellung von Baugelände , Übernahme von
Straßenkoften »der Kosten für Versorgung mit Wasser, Gas
und Elektrizität , Lieferung von Baustoffen und dergl . ge-
gebenenfalls auch über Gewährung eines Darlehens aus all-
gemeinen Steuer - oder sonstigen Mitteln oder aus etwaigen
Zuschlägen der Gemeinde zur Wohnungsabgabe durch die
Gemeinde Entschließung zu treffen ist. Ein Vorschlag für
die Höhe des Verbandsdarlehens ist beizufügen . Ist die
Gemeinde selbst Bauherr , so hat sie genau anzugehen , wel¬
chen Teil des Aufwands sie selbst zu tragen und welche Bei¬
hilfe sie vom Wohnungsverband in Anspruch zu nehmen» be¬
absichtigt.

Alsdann legt die Gemeinde Len Antrag dem Bezirksamt
vor, welches nach Prüfung des Gesuchs in technischer und
wirtschaftlicher Hinsicht einen Beschluß dxs Wohnungsverband »

fBezirlSausschnffe») Aber die Gewährung de» Verbands -
dar lehen» herbeiführt .

I «, übrig «« gelten die Nummer » 48—48 entsprechend. Die
Untervertoilung - er zugewiesenen Landesmittel innerhalb he»
Verband » erfolgt nach Maßgabe de» Wohnbedürfniffe » ; e»
wird häufig nicht möglich fein, in jedem Jahre die beteiligte«
Gemeinde » gleichmäßig zu berücksichtigen . Ja der Reget sind
den Gemeinden , die selbst, mehr leisten , auch mehr Mittel zu¬
zuweisen.

C. Allgeove » n.
60. Der Berhilfebescheid toicS vom ArbeitSministe-

rirun erteilt .
61 . Ist mit der AuSfuhuung eines Bauvorhabens bereits

begonnen und dadurch der Staatsbehörde die Möglichkeit
der Einwirkung auf die Gestaltung des Baues genommen
worden , so kann die Gewährung eines Landesdarlehens
entweder ganz abgelehnt oder der Einheitssatz entsprechend
ermäßigt werden .

56. Die Ausführung der im Beihilfebescheid gemachten Be¬
dingungen ist von der Gemeindebehörde und dem Bezirksamt
zu überwachen.

62a. Mit der Bauausführung ist tunlichst bald nach Zu¬
stellung de» Beihklfebescheids zu beginnen . Hat der Bau¬
herr innerhalb 4 Monaten nach der Zustellung noch nicht be¬
gonnen , so -kann der Beihilfebescheid zurück^ zogen werden.

Der Bau ist innerhalb angemessener Frist fertigzustellon
uift in Gebrauch zu nehmen.

68. DaS Landesdarleihen wird auSgezahlt , wenn die
anschlagsgemäße Ausführung deS Baues und die Eintragung
der Bechllfehypothek erfolgt ist.

Schon vorher kann der Bauherr durch dap Bezirksamt Vor¬
schüsse bis zu 00 % des festgesetzten Baudarlehens er¬
halten . Der Antrag kann frühestens nach Fertigstellung des
Baues bis Sockelhöhe gestellt werden . Der Vorschuß darf ,
keinesfalls mehr als drei Viertel der bis dahin für den Ban
wirklich erwachsenen Aufwendungen betragen .

Gemeinden und gemeinnützige Bauvereinigungen können
schon nach Erlassung des Beihilfebescheids zur Beschaffung der
erforderlichen Baustoffe einen Vorschuß von einem Drittel
de» Landesdarlehens erhalten .

Di« Stellung der Anträge erfolgt Lurch die Gemeinde un¬
ter Verwendung der borgeschriebenen Formblätter .

64. Nach Vollendung de» Baues und spätestens 4 Monat «
nach dem Bezug der Wohnungen ist der Antrag ans Fest¬
setzung der Gesamtherstellungskosten , der

Miethöhen u»d der Mietwerte bei« Bürgermeister ein¬
zureichen unter Beifügung de« Kragebogens II und der darin
verlangten Beilagen (Banrechnungen planmäßig geordnet und
mit übersichtlicher Endzufammenstellung versehen) .

66. Die erforderlichen Verträge mit den Bauherr », insbe¬
sondere de» Baudarlehensvertrag schließt der Gemeinderat
lBezirkSauSschuß) ab, und falls die Gemeinde (WckhnungSver -
vand ) ein Darlehen nicht gibt , da» Bezirksamt für den Lan.
deSfiskus . Der Vertrag bedarf im Hinblick auf die Bestellung
von VorbaufS- und Ankauf», oder WiederkaufSrecht der nota¬
riellen (grundbuchamtlichen) Beurkundung .

IV . Beihilfe ohne Beteilig » « » der Länder .
Z« Rr . 17.

SS. Gewähren Gemeinden (Wohnungsverbände ) au»
Mitteln der WöhnungSabgckbe ohne Beteiligung de »
Landes Beihilfen für Neubauten oder Ein - und Umbau¬
ten , ober erstellen sie aus diesen Mitteln selbst neue Woh.
nungen , so gelten die Vorsteherin Bestimmungen sinngemcch
mit folgenden Änderungen :

a ) Der Beihilfebescheö» wird vom Bürgermeister (Bezirks¬
ausschuß ) erlassen.

b) Die Festsetzung der Höhe der Darlehen bleibt dem E»>
messen der Gemeindebehörde (Bezirksausschuß ) überlassen ; di»
in Nr . 16 und 17 genannten Einheitssätze können überschrid
ten werden ; die Beihilfen dürfen jedoch keinesfalls den nach
angemessener Erhöhung der Mieten nicht rentievlichen Teil dev
Baukosten überstsigen .

c) Die Erstellung von Gebäuden mit selbständigen Woh-
nungen in mehr als 3 Geschossen bedarf der vorherigen Ge¬
nehmigung deS Atbeitsministeriums . In Landgemeinden
uckd kleineren Städten mit vorwiegend ländlichem Charakter
ist diese Genehmigung schon bei Gebäuden mit selbständigen
Wohnungen in mehr äls 2 Geschossen notwendig.

d) Von allen Weihilfebescheiden über 100000 M . ist dem
Arbeitsministerium eine Abschrift vorzulegen .

V . Übergangsbestimmunge «.
67. Diese Bestimmungen treten mit dem Tage ihrer Ver¬

öffentlichung in Kraft .
Für Bauten , die mit Bankostenzuschüffen 1016 oder Reich»-

dariehen 1660 bedacht worden sind , kann nicht außerdem noch
ein Landesdarleihen nach diesen Grundsätzen gewährt werden.

Karls ruhe , den 1. Juni 1862.
Badische» ArveitSmmifteriu « .

Dr . Engler .

Direction der Disconto-Gesellschaft Berlin.
Unsere Kommanditisten werden hierdurch auf

Sonnabend , den 1. Juli 1922 , vormittags 11 Uhr,
zu der diesjährigen ordentlichen Generalversammlung nach unserem
hiesigen Gescnäftshause , Behrensir. 42 II eingeladen.

VerhandlungsgegenstSnde i
1 . Vorlage der Bilanz und Gewinn - und Verlust-Rechnung sowie der Be¬

richte der Geschäftsinhaber und des Aufsichtsrats für das Geschäfts¬
jahr 1921 . Beschlußf . ' si -ng über die Genehmigung der Bilanz , die
Gewinnverteilung und üijer die der Verwaltung zu erteilende Ent¬
lastung.

2 . Abänderung der Satzung:
Art. 1 (Eintritt eines Geschäftsinhabers).
Art. 40 (Fassungsänderung).

3 . Wahlen zum Aufsichtsrat.
Zur Teilnahme an der Generalversammlung ist jeder Kommanditist, zur

Stimmenabgabe bei den zu fassenden Beschlüssen sind nur diejenigen Komman¬
ditisten berechtigt,' deren Anteilemindestensacht Tage vor Berufungder General¬
versammlungim Aktienbuche der Gesellschaft auf ihren Karnen eingetragensind,
uqd welche ihre Anteile — oder Depotscheine der Reichsbank oder der Bank
des Berliner Kassen-Vereins — spätestens einen Tag vor der Generalversamm¬
lung entweder bei einem Notar oder

bei der Direction der Disconto-Gesellschaft in Berlin,
der Norddeutschen Bank in Hamburg oder dem

A. Schaaffhausen’schen Bankverein A .-G. in Köln, oder
bei einer Filiale oder Zweigstelle der vorgenannten

Banken an anderen Plätzen ,
oder in Augsburg bei der Bayerischen Disconto - u . Wechsel -Bank

A*—G.,
„ „ Barmen bei dem Barmer Bank -Verein Hinsberg , Fischer A

Comp .,
„ „ Breslau , außer bei der Direction derJDisconto -Ge«ell «chaft

Filiale Breslau ,
bei dem Bankhause E . Heimann ,

„ „ Dresden bei der Allgemeinen Deutschen Credit -Anstalt ,
Abteilung Dresden ,

bei dem Bankhause Philipp Elimeyer ,
„ „ Frankfurt a » M . außer bei der Direction der Disconto -Ge¬

sellschaft Filiale Frankfurt a. M.,
bei der Deutschen Effecten - und Wechsel -Bank ,
bei dem Bankhause E. Ladenburg ,

„ „ Hamburg außer bei der Norddeutschen Bank in Hamburg ,
bei der Vereinsbank in Hamburg ,

„ „ Karlsruhe i. B. bei der Süddeutschen Disconto -Gesellschaft
A.- G.,

bei dem Bankhause Veit » L. Homburger ,
bei dem Bankhause Straus A Co.,

„ „ Köln außer bei dem A. Schaaffhausen ’schen Bankverein
Aa- Ga,

bei dem Bankhause A. Levy ,bei dem Bankhause Sal . Oppenheim jr . A Die »,
„ „ Leipzig bei der Allgemeinen Deutschen Credit -Anstait und

bei deren Abteilung Becker A Co.,
„ „ Magdeburg außer bei der Direction der Disconto -Gesell¬

schaft Filiale Magdeburg ,
bei dem Bankhause F. A» Neubauer ,

„ „ Mannheim bei der SOddeutschen Disconto -Gesellschaft
A-—G«,

„ „ Meiningen bei der Bank für Thüringen vormals B. M. Strupn
A.- G.,

„ „ München außer bei der Direction der Disconto -Gesellsohaft
Filiale München ,

bei der Bayerischen Hypotheken - und Wechsel -Bank ,
bei der Bayerischen Vereinsbank ,

„ „ Nürnberg bei der Bayerischen Disconto - und Weohool -
Bank A .- G. ,

bei dem Bankhause Anton Kohn
gegen Bescheinigung bis zur Beendigung der Generalversammlunghinterlegen.

Berlin , den 12. Juni 1922 . A-350

Direction der Disconto-Gesellschaft .
Oie Geschäftsinhaber :

Dr. Salomonsohn . Dr. Russell . Urbig . Dr. Snlmsson .
Dr. Wosler . Schließe **. Frank . Dr. Duner .

Maul. tut» Klauenseuche bete
Nachdem die Abheilung der Maul » und Klauenseuche

in Daxlanden erfolgt ist, werden die in unserer Be-
kanntmachung vom 29. April 1922 erlassenen Anord¬
nungen mit sofortiger Wirkung aufgehoben.

Karlsruhe , den 9. Juni 1922 . 91 .873
Bad. Bezirksamt — Polizeidirektio » . O .-Z -78

Bekanntmachung.
Arbeitszeit tu » äckerete« bete.

Gemäß 8 5 der Verordnung über die Arbeitszeit in
den Bäckereien und Konditoreien vom 23- November
1918 — R - G - Bl . S . 1329 — genehmige ich für die
Amtsbezirke meines Dienstbezirks unter Vorbehalt
jederzeitigen Widerrufs eine Früherlegung der acht¬
stündigen Betriebsruhe im Bäckereigewerbe um höch¬
stens 1 Stunde ab 1 . Juni 1922 - Demgemäß darf
die Arbeit statt bisher um 6 Uhr nunmehr bereits um
5 Uhr beginnen ; jedoch mutz von jetzt ab nach 9 Uhr
abends vollständige Betriebsrnhe herrschen . Die Ge¬
nehmigung wird insbesondere dann zurückgezogen
werden, wenn die nunmehr festgesetzte Zeit des Ar¬
beitsbeginns und -endes nicht pünküich eingehalten
werden sollte.

Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tag der Ver¬
kündigung in Kraft . N .872

Karlsruhe , den 9. Juni 1922 .
Der Landeskommiffar als Demobilmachangskommiffar :

Witzleben .

Bad . Landestheater
Samstag , 17 . Juni 7 — n. 91/, Uhr Mk. 35.—

Abonnement D 5

-Sn, . . Der Revisor .
Lustspiel in fünf Aufzügen von Nikolaus Gogol .

Deutsch von August Scholz .

Spielplan vom 18.— 27. Juni.
Im Landestheater . So. 18. Carmen . 61/,.

(60 .00.) — Mo . 19 * X. Abendfeier . Der Tanz 1«
Wandel der Zeit . 7'/. - (25 .009 Th.-Gem . B .V.B. Nr.
2401 —2600, alle Nummern über 3350. — Die. 20.*
Volksbühne. J 5- Martha. 7- (55 -00.) — Mi . 21* Abonn-
D 6. Neu einstudiert: Orpheus and Eurydike . 7-
(55 -00) Th .-Gem. B-V.B. Nr. 201 —400. — Do. 22 *
Abonn. F . 5 : Der Revisor . 7 . (35 .00) Th .-G- B.V-B .
Nr. 3301 —3500. — Fr . 23 .* Abonn. C 5 : Die Ent¬
führung aus dem Serail . 71/, . (5500 ) Th.-G. B .V .B.
Nr . 1501 —1650. — Sa- 24.* Abonn- G 6 : Peer Gynt.
6. (35.00) Th .-Gem. B.V.B. alle Nr. über 3500. —
So . 25. Die Meistersinger van Nürnberg . 5 . (60.00) —
I)i. 27- Volksbühne I 6 : Häusel und Gretel. 71/,-
(55 .00).

Im Konzerthausi So. 18. u. Fr. 23, Volksbühne
M 8 und M 9 jeweils : Der Kaufmann von Venedig. 7.

Auslosung der Karten für die Teilnehmer der Th .-
Gem. jeweils am Vortag und Tag der Aufführung
in der Geschäftsstelle (10—7,1 , 4—6 Uhr) . Vorrecht
für Umtausch der Vorzugskarten und Vorkaufsrecht
der Abonnenten und der Inhaber von Vorzugskar¬
ten am Samstag, den 17., nachmittags '/,4—5 Uhr,
allgemeiner Verkauf und weiterer Umtausch von
Montag, den 19 . an.

Bestelle . Melimss«, Edieren, Msimessel
uud Raster -Apparate , sowie komplette Raster»
Garntture« , Geschenk- Artikel usw . empfiehlt in

großer |/ Qr | Ülimtnol 13 Werderstratz - 13
Auswahl > nUIllIIlDlj _ Stahlwarengeschäft .
Rasiermesser ho hlschlelserel . K .565

WllM -AW .
Kräftiger Junge , welcher

die Brot » und Feinbäckerei
erlernen will, findet gute
Lehrstelle bei A .347

St. Armbrnster.
Karlsruhe , Marienstr . 57 .

MgeLUkGMi
l 6biiü (i fifiiätsiubit
97 .875 .2 .1 Karlsruhe. Die

Landwirt Albert Ssistorn
Ehestau, Margarete grb .
Died« ich zu Karlsruhe ,
Goetheftraße 2 , Prozeß¬
bevollmächtigte: Rechtsan¬
wälte DreS, Dietz, Kirchen¬
bauer , Weill und Sickinger

hier, klagt gegen ihren ge¬
nannten Ehemann , zuletzt
zu Karlsruhe , jetzt an un-
bekannten Orten , aufGrund
de» § 1568 BGB -, mit dem
Anträge auf Scheidung der
zwischen den Streitteilen
am 5. Februar 1919 zu
Karlsruhe geschloffenen Ehe
aus Verschulden des Be¬
klagten-

Die Klägerin ladet den
Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits vor die VI . Zivil¬
kammer des Landgerichts
zu Karlsruhe aus Samstag ,
den 21 - Oktober 1922, vorm-
9 Uhr, mit derAufforderung,
einen bei dem gedachten
Gerichte zugelassenen An¬
walt zu bestellen.

Zum Zwecke der öffent¬
lichen Zustellung wird dieser
Auszug der Klage bekannt
gemacht.

Karlsruhe , 13 . Juni 1922 .
Der Gerichtsschreiber

des Landgerichts .
N .874. Karlsruhe. Auf

Antrag des Rechtsanwalts
Dr . L - Jordan in Mann¬
heim als Bevollmächtigter
der Badischen Bank in
Mannheim wird gemäß
8 1020 ZPO - die

Zahlnngssprrre
bezüglich folgender Wert¬
papiere verfügt :

Mark 11000.— 4 °/„ ige
Eisenbahnanleihe von Ba¬
den vom Jahre 1908/1909
mit Coupons 1 . Januar
1922 : 4/2000 B 4614/5,
11617 , 14453, 2/1000 C
6960,12684,2/500D14008/9.

Es wird verboten, an den
Inhaber der Papiere eine
Leistung zu bewirken, ins¬
besondere neue Zinsscheine
oder einen Erneuerungs¬
schein auszugeben.

Karlsruhe , 9. Juni 1922 .
Grrichtsschrnberei

Bad . Amtsgerichts B. I.
N -876 . Lahr. In dem

Konkursverfahren über das
Vermögen des Bürsten¬
fabrikanten Josef Messerer
in Lahr ist Termin zur Ab¬
nahme der Schlußrechnung
und zur Erhebung von
Einwendungen gegen das
Schlußverzeichnis bestimmt
worden auf Dienstag» dm
11. Juli 1922, vormittags
8 ' /, Uhr , vor dem Amts¬
gericht zu Lahr .

Lahr . 14. Juni 1922 .
Der Gerichtsschrriber

des Bad . Amtsgerichts .
NB77. Radolfzell . Im

Konkursverfahren über das
Vermögen

a ) der Firma Gebrüder
Maier nnd Matt , erste Ober¬
badische Holzwarrafabrik und
Großdrechslerei in Singen
a . H .,

b) deS persönlich haften¬
den Gesellschafters Friedrich
Maier, Drechsler in Singen ,

c) des persönlich haften¬
den Gesellschafters Ott»
Matt » Kaufmann in Singen
a . H.

ist Termin zur Prüfung der
nachträglich angemeldeten
Konkursforderungen be¬
stimmt auf :
Donnerstag, dm 6. Jvli 1922,

vormittags 19 Uhr.
Radolfzell, 9 - Juni 1922.

Der Gerichtsschreiber
des Bich . Amtsgericht ».

r «MM
Bei der Spar - und Wai-

smkaffe Böhrmbach ist die
Stelle eines

Kontrolleurs
zu besetzen .

Bewerbungen mit Ge¬
haltsansprüchen und Zeug,
nisabschriften werden bald¬
möglichst erbeten. 8 .348
Böhrenbach, 12 . Juni 1922 .

Der Berw altungsrat.

mmmi
WeMn - EeseWast

Binnentarif für die badischen
Linien (Nr. 188 a Tst .).
Bei direkter Gepäckabfer-

tigung nach und von Sta -
tionen anderer Eisenbahnen
wird ab 1 . Juli I- I . von
der Süddeutschen Eisen¬
bahn -Gesellschaft zur Ge¬
päckfracht noch ein Zuschlag
von 1 Mk . für jede Ge¬
päcksendung erhoben.

DaS alsbaldige Jnkraft -
treten gründet sich auf die
vorübergehende Änderung
des 8 6 E .B.O . §1-349
Darmstadt , 13. Juni 1922 .
_ Die Direktion .

Entrostungs- nnd Reini-
gnngSarbeitm (mit Saud ,
strahlgebläfe) und Anstrich
der Eismkonstrnktio») —
2300 qm ., — der Land -
straßenbrücke über dem
Bahnhof Durlach öffenllich
zu vergeben. Auf unserm
Büro im Hauptbahnhof
hier Verdingungsunter ,

lagen einzusehen und An-
gebotsvordruck erhältlich.
Angebote verschlossen mit
entsprechender Aufschrift
längsten» bis Dimstag , dm
4. Juli 1922, vormittags
11 Uhr , bei uns einzu-
reichen . N .888.2 .1

Karlsruhe , 14. Juni 1922 .
BahnbaninspemonI -

Gütertarif Kaden -
Sad. Privatnevrn -
kahne» . Kad.-Mürt-
temverg. , dadifch-
Pfairischer Güter¬

tarif nnd Anhang
ju den direkten
Gütertarifs «.

Die Entfernungen für
Weiler Haltepunkt der Alb -
talbahn werden auf 15.
August 1922 aufgehoben .
Die Station wird aus diesen
Zeitpunkt für den Güter¬
verkehr geschloffen. R839

Karlsruhe . 9- Juni192L
Essmbah » - Gmeraldirektion,
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